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Hinweise zur Arbeit mit diesem Studienheft 
 
Der Inhalt dieses Studienheftes unterscheidet sich von einem Lehrbuch, da er speziell für das 
Selbststudium aufgearbeitet ist. 
 
In der Regel beginnt die Bearbeitung mit einer Information über den Inhalt des Lehrstoffes. 
Diese Auskunft gibt Ihnen das Inhaltsverzeichnis. 
 
Beim Erschließen neuer Inhalte finden Sie meist Begriffe, die Ihnen bisher unbekannt sind. Die 
wichtigsten Fachbegriffe werden Ihnen übersichtlich in einem dem Inhaltsverzeichnis nach-
gestellten Glossar erläutert.  
 
Den einzelnen Kapiteln sind Lernziele vorangestellt. Sie dienen als Orientierungshilfe und er-
möglichen Ihnen die Überprüfung Ihrer Lernerfolge. Setzen Sie sich aktiv mit dem Text aus-
einander, indem Sie sich Wichtiges mit farbigen Stiften kennzeichnen. Betrachten Sie dieses 
Studienheft nicht als „schönes Buch“, das nicht verändert werden darf. Es ist ein Arbeitsheft, 
mit und in dem Sie arbeiten sollen. 
 
Zur besseren Orientierung haben wir Merksätze bzw. besonders wichtige Aussagen durch 
Fettdruck und/oder Einzug hervorgehoben. 
 
Lassen Sie sich nicht beunruhigen, wenn Sie Sachverhalte finden, die zunächst noch unver-
ständlich für Sie sind. Diese Probleme sind bei der ersten Begegnung mit neuem Lehrstoff ganz 
normal. 
 
Nach jedem größeren Lernabschnitt haben wir Übungsaufgaben eingearbeitet, die mit „SK = 
Selbstkontrolle“ gekennzeichnet sind. Sie sollen der Vertiefung und Festigung der Lerninhalte 
dienen. Versuchen Sie, die ersten Aufgaben zu lösen und die Fragen zu beantworten. Dabei 
werden Sie teilweise feststellen, dass das dazu erforderliche Wissen nach dem ersten Durchar-
beiten des Lehrstoffes noch nicht vorhanden ist. Gehen Sie diesen Inhalten noch einmal nach, 
d. h. durchsuchen Sie die Seiten also gezielt nach den erforderlichen Informationen. 
 
Bereits während der Bearbeitung einer Frage sollten Sie die eigene Antwort schriftlich festhal-
ten. Erst nach der vollständigen Beantwortung vergleichen Sie Ihre Lösung mit dem am Ende 
des Studienheftes angegebenen Lösungsangebot. 
 
Stellen Sie dabei fest, dass Ihre eigene Antwort unvollständig oder falsch ist, müssen Sie sich 
nochmals um die Aufgabe bemühen. Versuchen Sie, jedes behandelte Thema vollständig zu 
verstehen. Es bringt nichts, Wissenslücken durch Umblättern zu übergehen. In vielen Stu-
dienfächern baut der spätere Lehrstoff auf Vorhergehendem auf. Kleine Lücken in den Grund-
lagen verursachen deshalb große Lücken in den Anwendungen. 
 
Zudem enthält jedes Studienheft Literaturhinweise. Sie sollten diese Hinweise als ergänzende 
und vertiefende Literatur bei Bedarf zur Auseinandersetzung mit der jeweiligen Thematik be-
trachten. Finden Sie auch nach intensivem Durcharbeiten keine zufriedenstellenden Antworten 
auf Ihre Fragen, geben Sie nicht auf. Wenden Sie sich in diesen Fällen schriftlich oder telefo-
nisch an uns. Wir stehen Ihnen mit Ratschlägen und fachlicher Anleitung gern zur Seite. 
 
Wenn Sie ohne Zeitdruck studieren, sind Ihre Erfolge größer. Lassen Sie sich also nicht unter 
Zeitdruck setzen. Pausen sind wichtig für Ihren Lernfortschritt. Kein Mensch ist in der Lage, 
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stundenlang ohne Pause konzentriert zu arbeiten. Machen Sie also Pausen: Es kann eine kurze 
Pause mit einer Tasse Kaffee sein, eventuell aber auch ein Spaziergang an der frischen Luft, 
sodass Sie wieder etwas Abstand zu den Studienthemen gewinnen können. 
 
Abschließend noch ein formaler Hinweis: Sofern in diesem Studienheft bei Professionsbezeich-
nungen und/oder Adressierungen aus Gründen der besseren Lesbarkeit ausschließlich die 
männliche Form Verwendung findet (z. B. „Rezipienten“), sind dennoch alle sozialen Ge-
schlechter, wenn kontextuell nicht anders gekennzeichnet, gemeint. 
 
Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der Bearbeitung dieses Studienheftes. 
 
 
 
 
 
Ihre 
 
 
DIPLOMA 
Private Hochschulgesellschaft mbH 
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Glossar 
 
Akteur wird hier als sozial oder politisch handelndes Individuum, Grup-

pen oder → Institutionen bezeichnet. 

Bipolarität Vorhandensein zweier entgegengesetzter Pole (→ Ost-West-
Konflikt). 

Bundesverfassungsgericht Verfassungsgericht des Bundes, das u. a. Gesetze nach ihrer 
Übereinstimmung mit dem Grundgesetz prüfen und ggf. als ver-
fassungswidrig erklären kann. 

Community Policing Zusammenarbeit zwischen der Polizei und der Bevölkerung zur 
Erkennung und Lösung von gemeinschaftlichen Sicherheitsprob-
lemen. 

Cyberraum bezeichnet im umfassenden Sinne das gesamte Internet. 

Datei abkürzend für Datenbanken, in denen Daten zum Zwecke der Re-
cherche oder Analyse abgespeichert sind. 

Delinquenz meint hier die Neigung, straffällig zu werden. 

Devianz Handlungsweise, die im Gegensatz zu den geltenden Normen 
und Werten einer sozialen Einheit steht, d. h. abweichendes Ver-
halten. 

Dienstaufsicht allgemeines Weisungs- und Kontrollrecht einer übergeordneten 
staatlichen Behörde gegenüber dem unterstellten Bereich. 

Digitalisierung meint die Überführung kontinuierlicher Größen in abgestufte 
(diskrete) Werte als Binärcode, damit sie gespeichert oder elekt-
ronisch verarbeitet werden können. 

Einsatzkommando polizeiliche Sondereinheit, die aufgrund ihrer Ausbildung und 
Ausrüstung für spezielle Einsätze aufgestellt und eingesetzt wird. 

Exekutive meint hier im Rahmen der Gewaltenteilung die Regierung und 
die vollziehende Verwaltung. 

Fachaufsicht spezielles Weisungs- und Kontrollrecht einer übergeordneten 
staatlichen Behörde gegenüber dem unterstellten Bereich in ei-
nem definierten Fachgebiet. 

Föderalismus politisches Ordnungsprinzip, nach dem in Deutschland Bund und 
Länder eigenständige Kompetenzen haben und nach festgelegten 
Regeln (Grundgesetz) zusammenwirken. 

Friedensmission beschreibt den Einsatz von militärischen oder polizeilichen Ein-
heiten im Auftrag der Vereinten Nationen, um Frieden herzustel-
len oder zu sichern. 

Friedenssicherung bezeichnet alle Maßnahmen im Rahmen einer → Friedensmis-
sion. 
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Gewaltmonopol ist die ausschließliche Befugnis des Staates, physische Gewalt 
(körperliche Zwangsmaßnahmen) einzusetzen oder ihren Einsatz 
zuzulassen. 

Gewaltverbot völkerrechtliches Verbot, Streitigkeiten in den internationalen 
Beziehungen von Staaten mit militärischer Gewalt auszuüben. 

Globalisierung bezeichnet die zunehmenden Verflechtungen auf den Gebieten 
Wirtschaft, Politik und Kultur bzw. Medien auf der Welt. 

Heimatschutz anderer Begriff für Zivilschutz, meint den Schutz der Bevölke-
rung im Fall eines bewaffneten Angriffs. 

Humanitäres Völkerrecht sowohl Gesamtheit der Rechtsnormen, die dem Schutz des Men-
schen in bewaffneten Konflikten dienen, die nicht oder nicht 
mehr an den Feindseligkeiten teilnehmen, als auch solche Re-
geln, die zur Beschränkung der Kriegsmethoden und -mittel auf-
gestellt wurden. 

informalisieren beschreibt den Prozess der Auflösung strenger Verhaltensregeln, 
mit der Folge größerer Freiheit, aber auch größerer Unsicherheit. 

Institution komplexe Verhaltensmuster, die in einer Gesellschaft besondere 
Geltung beanspruchen, um dort das Verhalten Einzelner regulie-
ren zu können und soziale Kontrolle auszuüben. 

Integrationsprozess meint im Zusammenhang mit der EU den politischen Vorgang 
einer zunehmend engeren und verflochtenen Zusammenarbeit 
der Mitgliedsstaaten und weitergehend die Übertragung der 
Kompetenzen auf Organe der EU. 

Interessen meint hier die fundamentalen Absichten eines Staates, die gegen-
über anderen politischen → Akteuren beansprucht und ggf. 
durchgesetzt werden sollen. 

Internationale Beziehungen Verhalten der Staaten untereinander. 

Judikative ist im Rahmen der Gewaltenteilung die Rechtsprechung. 

Kalter Krieg umgangssprachliche Bezeichnung für den Zeitraum 1949–1989, 
in dem in Europa ein ideologischer Gegensatz und eine militäri-
sche Konfrontation zwischen den Staaten der Nato und des War-
schauer Paktes als → Ost-West-Konflikt vorherrschte. 

Kollektive Sicherheit politische Ideen, nach der → Sicherheit zwischen den Staaten nur 
im gegenseitigen Einvernehmen auf der Grundlage gemeinsamer 
Regeln hergestellt werden kann. 

Kompetenzen meint hier die Befugnisse von → Institutionen. 

Kooperation ist im politischen und administrativen Bereich eine Form der Zu-
sammenarbeit, um ein gemeinsames Ziel zu erreichen bzw. einen 
gemeinsamen Zweck zu erfüllen. 
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Einführung 
 
Die Sicherheitspolitik ist nach dem traditionellen Verständnis auf die Gewährleistung der äußeren Si-
cherheit fokussiert. Dazu stand beispielsweise im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD (2018) 
der folgende Satz: „Deutschland setzt sich weltweit für Frieden, Freiheit und Sicherheit […] ein“ 
(CDU/CSU/SPD, 2018, S. 144 ff.). Sucht man allerdings nach sämtlichen programmatischen Aussagen 
zur Sicherheit, so findet „Sicherheitspolitik“ in vielen Feldern statt. Dazu gehört beispielsweise der 
Schutz vor Kriminalität, Terrorismus und Extremismus, oder aber ein Thema wie IT-Sicherheit, insbe-
sondere im Kontext des Wirtschaftsschutzes. Aber nicht nur auf den Gebieten der inneren Sicherheit, 
sondern auch in der sozialen Sicherheit, der Sicherheit von Kernkraftwerken oder zur Planungs-, Ver-
sorgungs-, Rechts- und Verkehrssicherheit wird politisch gehandelt. 
 
Die hier vorgestellte Sicherheitspolitik beschränkt sich auf die Themenfelder innere Sicherheit und 
äußere Sicherheit, das heißt zwei Bereiche, für die der Staat unmittelbar verantwortlich ist. Die Diffe-
renzierungsmöglichkeiten des Sicherheitsbegriffes haben Sie im Studienheft „Sicherheit als sozialwis-
senschaftliches Thema“ bereits kennen gelernt. Mit Begriffen wie vernetzte oder erweiterte Sicherheit 
werden zwischen innerer und äußerer Sicherheit Verknüpfungen hergestellt.  
 
Eine Sicherheitspolitik muss im Gleichklang mit der Benennung ihres Gegenstandsbereichs auch erläu-
tern, welche Risiken sie verhindern, begrenzen oder berücksichtigen will. Dazu haben Sie im Studien-
brief „Risiken in der globalen Gesellschaft“ eine breite Palette an Unsicherheitsphänomen kennen ge-
lernt, gegen die sich Staat und Gesellschaft politisch wappnen müssen. Damit wird eine öffentliche 
Aufgabe in einer vernetzten Sicherheitsarchitektur angesprochen. 
 
Somit kann Sicherheitspolitik nur im Zusammenhang mit dem zugrundeliegenden Sicherheits-
verständnis einerseits und den für relevant gehaltenen Risiken andererseits gedacht werden (Ab-
bildung 1). 
 

Sicherheit

Politik

Risiken

 
Abbildung 1: Sicherheitspolitik im Kontext des Sicherheitsverständnisses und wahrgenommener Risiken (eigene 

Darstellung) 

 
Kapitel 1 widmet sich theoretischen und programmatischen Aspekten der Sicherheitspolitik. Zunächst 
werden zentrale Politikbegriffe erklärt. Im Anschluss sollen in Grundzügen wichtige Theorien der Poli-
tikwissenschaften zu den internationalen Beziehungen einerseits sowie zur Aufgabe des Staates bei der 
Sicherheitsgewährleistung anderseits erläutert werden. Es schließen sich Kernaussagen zur aktuellen 
deutschen Sicherheitspolitik an. Abschließend werden Strukturierungsangebote zur Erfassung der ver-
schiedenen Sicherheitsinstitutionen vorgestellt. 
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Kapitel 2 präsentiert solche international agierenden Institutionen, die sich schwerpunktmäßig mit 
Sicherheitsfragen beschäftigen. Im Mittelpunkt stehen dabei die Vereinten Nationen, Interpol und die 
Nato. Es werden die historischen Bezüge, die organisatorischen Regelungen, die wesentlichen Aufgaben 
sowie die aktuellen Debatten um diese Institutionen beschrieben. 
 
Kapitel 3 fokussiert sich dann auf europäische Sicherheitsinstitutionen, maßgeblich solche, die orga-
nisatorischer Bestandteil der Europäischen Union sind. Neben einer kurzen Darstellung des Europarates 
und der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa erfolgt eine detaillierte Erörterung 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik in der EU sowie der mittlerweile breit gefächerten 
Institutionen im „Raum von Freiheit, Sicherheit und des Rechts“. 
 
Kapitel 4 geht dann näher auf die in nationaler Verantwortung agierenden Institutionen ein. Diffe-
renziert wird zunächst nach Behörden des Bundes, der Länder und der Kommunen. Auf Bundesebene 
werden die Institutionen der Nachrichtendienste, des Militärs, der Polizei und des Bevölkerungsschutzes 
dargestellt. Dem schließt sich eine Beschreibung der Polizeien und weiterer Behörden der Länder an. 
Die Rolle der Kommunen für die Sicherheit wird diskutiert. Des Weiteren werden die wichtigsten Hilfs-
organisationen beschrieben. Es schließt sich ein erster Überblick über die privat organisierten Sicher-
heitsorganisationen und -unternehmen an, um abschließend auf die Formen der Zusammenarbeit von 
gewerblichen, unternehmerischen und behördlichen Sicherheitsakteuren einzugehen. 
 
In diesem Studienheft wird auf zahlreiche Gesetze, Verordnungen und Richtlinien hingewiesen. Da sich 
gerade in dynamischen Zeiten hierbei Änderungen ergeben können, wird auf eine exakte juristische 
Quellenangabe verzichtet. Die Studierenden werden aufgefordert, sich zum Zeitpunkt des Durcharbei-
tens dieses Studienheftes über den jeweils aktuellen Sachstand zu informieren. Das schult nebenbei die 
Recherchekompetenz. 
 
 

Übungsaufgaben zur Selbstkontrolle SK 

 
1. Recherchieren Sie im Internet unter den Begriffen „Sicherheitsakteur“ und „Sicherheitsinstitu-

tion“ und stellen Sie eine Liste entsprechender öffentlicher und privater Einrichtungen zusam-
men. Versuchen Sie, diese Einrichtungen zu systematisieren. Anschließend ergänzen Sie Ihre 
Auflistungen mit weiteren Institutionen, die Ihnen außerdem eingefallen sind. 
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4 Nationale Sicherheitsinstitutionen 
 
Lernziele: 

 

Nach dem Studium dieses Abschnitts sollen Sie in der Lage sein, 

➢ die verfassungsrechtlichen Kompetenzen für die Aufstellung von Sicherheitsinstitutio-
nen in Bund und Ländern zu kennen, 

➢ die Rolle des Bundes bei der Sicherheitsgewährleistung beschreiben zu können, 
➢ die zentralen Institutionen der äußeren und inneren Sicherheit des Bundes und der Län-

der darstellen und unterscheiden zu können, 

➢ die Relevanz der kommunalen und nichtstaatlichen Einrichtungen bei der Sicherheit zu 
erläutern und wesentliche Einrichtungen zu benennen, 

➢ die Kooperationsmöglichkeiten und -verfahren zwischen staatlichen und privaten Si-
cherheitseinrichtungen in Grundzügen beschreiben zu können. 

 
Die föderale Struktur der Bundesrepublik Deutschland sieht in erster Linie die Bundesländer in der 
Pflicht, für die Sicherheit der Bürger zu sorgen (Artikel 30, 70 GG). Dem Bund sind aber durch das 
Grundgesetz zahlreiche Kompetenzen zugewiesen worden, die in Folge der aktuellen Bedrohungen 
(insb. Terrorismus) durch Gesetzesänderungen noch ausgeweitet wurden. Demnach zeichnet sich inner-
halb Deutschlands eine ähnliche Entwicklung ab, wie sie bereits in Kapitel 3 für die europäischen Si-
cherheitsinstitutionen beschrieben wurden. Die Tendenzen verweisen in Richtung Zentralisierung, Er-
weiterung von Aufgaben und Befugnissen (z. B. Videoüberwachungsverbesserungsgesetz) sowie Ko-
operationen. 
 
Der Staat kann die Sicherheitsgewährleitung nicht in allen Bereichen mit eigenen Kräften sicherstellen. 
Er hat sich seit Jahren immer mehr auf Kernaufgaben konzentriert (vgl. Studienheft „Sicherheit als so-
zialwissenschaftliches Thema“) und überlässt andere Tätigkeiten (z. B. Objektschutz) den privaten Si-
cherheitsdienstleistern. Der Rettungsdienst und der Katastrophenschutz sind subsidiär ausgeprägt. Sie 
werden in Friedenszeiten durch die freiwilligen Hilfsorganisationen gewährleistet. 
 
 
4.1 Institutionen des Bundes 
 
Der Kern der nachfolgend beschriebenen Institutionen ist dem politisch-administrativen System zu-
zuordnen. Damit sind die Einrichtungen der ausführenden Gewalt (Exekutive) gemeint, denen zur Aus-
übung des staatlichen Gewaltmonopols notfalls auch die Anwendung unmittelbaren Zwanges zustehen 
(vgl. Möllers, 2014, S. 157). Die gesetzgebende Gewalt (politisch-institutionelles Umfeld) bestimmt 
deren Handlungsspielräume auf der Grundlage sicherheitspolitischer Entscheidungen. 
 
Das Bundesverfassungsgericht als Teil der Judikative wurde bereits als Hüter der Verfassung im Aus-
gleich um die Spannungen von Freiheit und Sicherheit erwähnt. Nicht alle politischen Vorstellungen, 
die in Sicherheitsgesetze mündeten, hatten bisher vor dem BVerfG Bestand (vgl. eine Aufzählung von 
Urteilen bei Hofmann, 2017, S. 48 f.; Poscher, 2014). 
 
Im Rahmen der Sicherheitsgewährung spielen außerdem die Staatsanwaltschaften eine zentrale Rolle. 
Sie sind die Strafverfolgungsorgane in der Bundesrepublik und bedienen sich der Polizeien als Ermitt-
lungsbehörden. Der „Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof“ als Institution des Bundes 
nimmt hier eine besondere Rolle ein, da er insbesondere nach der Zuweisung von Delikten auf dem 
Gebiet des Staatsschutzes als oberste Strafverfolgungsbehörde der Bundesrepublik Deutschland tätig 
ist. „Er übt das Amt des Staatsanwalts in allen schwerwiegenden Staatsschutzstrafsachen aus, die die 
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innere oder äußere Sicherheit in besonderem Maße berühren“ (https://www.generalbundesan-
walt.de/de/index.php).  
 
Die im Folgenden dargestellten exekutiven staatlichen Institutionen sind somit Teil „eines nahezu un-
überschaubaren Netzwerkes sicherheitspolitischer Akteure“ (Möllers, 2014, S. 152). Diese Bundes-
einrichtungen agieren im Geschäftsbereich eines der Bundesministerien bzw. des Bundeskanzleramtes 
(BND). Hierbei kommt dem Bundesministerium des Inneren (BMI) auf dem Gebiet der Inneren Sicher-
heit eine Schlüsselrolle zu.  
 
Daneben befassen sich aber auch andere Ministerien mit ihren unterstellten Behörden mit den unter-
schiedlichsten Sicherheitsthemen, die hier nicht aufgezählt werden können (z. B. Sicherheit im Verkehr, 
von Lebensmitteln und Verbraucherprodukten, in der Umwelt, von Reaktoren oder von Arzneimitteln; 
vgl. eine Auflistung bei Möllers, 2014, S. 161). Exemplarisch sollen hier aber die Bundeswehr (BMVg), 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) sowie das Zollkriminalamt (BMF) erwähnt wer-
den (vgl. Tabelle 2). 
 

Ressort Operative Einrichtungen Abkür-
zung 

gegrün-
det 

Haupt-
sitz 

Mitarbeiter/-
innen ca. 

Bundeskanzleramt Bundesnachrichtendienst BND 1956 Berlin 6.500 
Bundesministerium 
der Verteidigung 

Bundeswehr Bw 1956 Bonn/ 
Berlin 

240.000 

Militärischer Abschirmdienst MAD 1956 Köln 1.100 
Bundesministerium 
des Inneren 

Bundesamt für Verfassungs-
schutz 

BfV 1950 Köln 3.900 

Bundespolizei BPOL 1956 Potsdam 46.500 
Bundeskriminalamt BKA 1951 Wiesba-

den 
7.200 

Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe 

BBK 2004 Bonn 350 

Bundesamt für die Sicherheit in 
der Informationstechnik 

BSI 1991 Bonn 1.300 

Technisches Hilfswerk THW 1950 Köln 80.000 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge 

BAMF 2005 Nürnberg 8.200 

Bundesministerium 
der Justiz 

Generalbundesanwaltschaft GBA 1950 Karlsruhe 300 

Bundesministerium 
der Finanzen 

Zollkriminalamt ZKA 1992 Köln 1000 

Tabelle 2: Ausgewählte Sicherheitsinstitutionen des Bundes (eigene Darstellung) 

 
Auch wenn er der Bezeichnung nach eine zentrale Zuständigkeit für sämtliche Belange der Sicherheit 
vermuten lässt, ist der Bundessicherheitsrat (BSR) nur für begrenzte Aufgaben gegründet worden. Die 
damalige Bundesregierung unter Führung von Bundeskanzler Konrad Adenauer richtete 1955 einen 
Bundesverteidigungsrat (BVR) ein. Er sollte ressortübergreifend für die Gesamtkonzeption der Landes-
verteidigung zuständig sein und als Diskussionsforum für strategische Fragen deutscher Sicherheitspo-
litik dienen. Gemäß Kabinettsbeschluss vom 6. Oktober 1955 waren durch den BVR folgende Hand-
lungsfelder abzudecken: Militärische Verteidigung, Zivile Verteidigung, Wirtschaftsfragen und Finanz-
fragen. Im Jahr 1969 wurde das Gremium in Bundessicherheitsrat umbenannt und war seither haupt-
sächlich für Genehmigungen von Rüstungsexporten zuständig. 
 
Der BSR ist ein Kabinettausschuss unter Vorsitz der Bundeskanzlerin und ihres Vertreters, der in Fra-
gen der ressortübergreifenden Sicherheitspolitik berät. Mitglieder sind die Minister des Auswärtigen, 
des Innern, der Justiz und für Verbraucherschutz, der Finanzen, für Wirtschaft und Energie, für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sowie der Chef des Bundeskanzleramtes. Auch der Re-
gierungssprecher und der Generalinspekteur der Bundeswehr nehmen an den Sitzungen teil. 
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Das Gremium tagt auf der Grundlage einer Geschäftsordnung (i. d. F. vom 4. Juli 2014) geheim. Bisher 
wurden die Entscheidungen zu Rüstungsexporten unter Verschluss gehalten. Nach einer Änderung 
dieser Regelung werden abschließende Genehmigungsentscheidungen dem Deutschen Bundestag mit-
geteilt. 
 
 

4.1.1 Nachrichtendienste: BND, BfV, MAD 
 
Während Geheimdienste eingesetzt werden, um vergangene oder künftige Bestrebungen gegen Be-
stand, Sicherheit oder Grundelemente der politischen Ordnung eines Staates aufzuklären und zu be-
kämpfen, beschränken sich Nachrichtendienste darauf, „solche Bestrebungen aufzuklären, überlassen 
deren Bekämpfung aber anderen Stellen. Sie sind also ausschließlich auf Beschaffung und Verarbeitung 
von Informationen gerichtet“ (Gusy, 2014, S. 9). In diesen Begrifflichkeiten drückt sich das bereits be-
schriebene Trennungsgebot aus. 
 
Typische Unterscheidungen sind die nach Auslands- und Inlandsaufklärung einerseits sowie Ausrich-
tung auf militärische und nichtmilitärische Zwecke andererseits. Der erweiterte und vernetzte Sicher-
heitsbegriff lässt diese Abgrenzungen in der Praxis aber obsolet erscheinen (z. B. bei Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr). Ein Nachrichtendienst ist grundsätzlich in zwei Bereiche gegliedert, Auswertung und 
Beschaffung. In den Auswertungsabteilungen der unterschiedlichen Phänomenbereiche sitzen Analys-
ten, die Fälle untersuchen und Informationen bewerten. Sie erstellen Lagebilder und versuchen Zusam-
menhänge, Parallelen zwischen Fällen etc. zu erkennen. Die Beschaffung arbeitet operativ, sie ermittelt 
beispielsweise vor Ort oder bei anderen Behörden und beschafft durch das Führen von V-Personen In-
formationen aus den vorab definierten Beobachtungsobjekten. Befugnisse und nachrichtendienstliche 
Mittel, die hierbei eingesetzt werden, sind in den entsprechenden Gesetzen für die einzelnen Nachrich-
tendienste festgelegt. In Teilen wurde die strikte organisatorische Trennung von Auswertung und Be-
schaffung mittlerweile allerdings durchbrochen, da hochkomplexe Fallgestaltungen mitunter dazu füh-
ren, dass eine unmittelbare operative Auswertung von erlangten Informationen ein schnellerer Weg zur 
Erkenntnisgewinnung ist. 
 
Aufgrund der historischen Vorgeschichte und der früheren Erfahrungen mit deutschen Geheimdiens-
ten ist in Deutschland eine spezielle Struktur an Nachrichtendiensten entstanden. Auf Bundesebene gibt 
es 

➢ den Bundesnachrichtendienst, 
➢ das Bundesamt für den Verfassungsschutz, 

➢ den Militärischen Abschirmdienst. 
 
Diese Institutionen müssen um die Verfassungsschutzämter der Länder, Unterstützungsaufgaben durch 
das Bundesamt für die Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) sowie durch spezielle militärische 
Dienststellen (Kommando Cyber- und Informationsraum mit nachgeordnetem Bereich) sowie Geheim-
schutz- und Sicherheitsbeauftragte aller Behörden ergänzt werden. Grund hierfür ist, dass Personen, die 
mit staatlich eingestuften, sensiblen Daten zu tun haben, sogenannte Verschlusssachen, überprüft wer-
den müssen. Rechtsgrundlage dafür ist das Sicherheitsüberprüfungsgesetz (SÜG, 1994, geändert 
2016). Erst nach einer entsprechenden Überprüfung kann Bediensteten der Sicherheitsbehörden Zugang 
zu staatlichen, geschützten Daten gewährt werden. Dieses Vorgehen ist unter der Bezeichnung „Perso-
neller Geheimschutz“ geläufig. Auch Mitarbeiter privater Unternehmen können mit solchen sensiblen 
Daten in Berührung kommen, beispielsweise in Unternehmen der Rüstungsindustrie. Auch diese Mitar-
beiter werden daher nach dem SÜG überprüft. 
 
Neben dem personellen Geheimschutz gibt es noch den „Materiellen Geheimschutz“. Hier geht es 
nicht um die Personen, die mit diesen eingestuften Daten umgehen, sondern um den Schutz der Daten 
als solches. Diese eingestuften Daten sind nach entsprechenden Vorschriften besonders geschützt auf-
zubewahren und es muss nachvollziehbar sein, wer entsprechende Daten berechtigterweise eingesehen 
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hat. In der Regel verfügen alle Sicherheitsbehörden über eingestufte Daten und sind somit dem perso-
nellen und materiellen Geheimschutz unterworfen. Jede Behörde in diesem Bereich verfügt über einen 
Geheimschutz- und Sicherheitsbeauftragten, der für die Umsetzung des personellen und materiellen Ge-
heimschutzes verantwortlich ist. Somit ist dieses Instrument eine sinnvolle und notwendige Flankierung 
zur Durchführung sicherheitsrelevanter Tätigkeiten sowohl innerhalb der Sicherheitsbehörden als auch 
der privaten Wirtschaft, die im Einzelfall Zugang zu eingestuften Daten hat. 
 
Bundesnachrichtendienst 
Der Bundesnachrichtendienst (BND) ist für die Auslandsaufklärung zuständig. Zu seinen Aufgaben ge-
hören 

➢ die Unterstützung der Bundesregierung bei ihren sicherheits- und außenpolitischen Entschei-

dungen durch Bereitstellung von Erkenntnissen über das Ausland, 
➢ die informatorische Unterstützung der Bundeswehr bei ihren Auslandseinsätzen, 

➢ die Mitarbeit im Krisenstab des Auswärtigen Amtes (z. B. bei Entführungen deutscher Staats-
bürger im Ausland), 

➢ die Vermittlung bei humanitären Verhandlungen weltweit sowie  
➢ die Unterrichtung von Ministerien und Behörden zu bestimmten Fragestellungen (vgl. 

http://www.bnd.bund.de/DE/Auftrag/Aufgaben/aufgaben_node.html). 
 
Der 1956 gegründete Dienst untersteht direkt der Fach- und Dienstaufsicht des Bundeskanzleramtes. 
Die Aufgabenbereiche orientieren sich dabei an den weltpolitischen Rahmenbedingungen. Beispiels-
weise haben die Auslandseinsätze der Bundeswehr eine neue Schwerpunktsetzung erforderlich gemacht. 
Insgesamt ist die Themenpalette breit und orientierte sich an den globalen Risiken (vgl. Studienheft 
„Risiken in der globalen Gesellschaft“). 
 
Die fortschreitende Digitalisierung und Globalisierung der Kommunikationsverbindungen haben die 
Tätigkeiten des BND umfangreicher und komplexer werden lassen (vgl. Gusy, 2014, S. 14). Neben 
menschlichen Ressourcen (HUMINT) und offenen Quellen spielt die elektronische und satellitenge-
stützte Aufklärung eine zentrale Rolle bei der Informationsgewinnung. Auf Grund der sich immer weiter 
ändernden sicherheitspolitischen Herausforderungen haben sich die Aufklärungsziele des BND eben-
falls im Laufe der Zeit gewandelt. So arbeitet der BND im Bereich der Abwehr von Terrorismus und 
Extremismus, hat aber auch das Thema Spionageabwehr und Wirtschaftsschutz auf der Agenda. 
Zwar ist die Aufgabe des BND die Auslandsaufklärung, erforderliche Ermittlungen und Fallbearbeitun-
gen führt der BND aber durchaus auch im Inland durch. Diesbezüglich erfolgt eine Abstimmung mit 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz.  
 
Im BND sind sowohl zivile Mitarbeitende als auch Soldatinnen und Soldaten tätig. Fähigkeiten des 
früheren Nachrichtenwesens der Bundeswehr sind in den BND überführt worden. 
 
Bundesamt für Verfassungsschutz 
Das BfV ist als eine von 17 Verfassungsschutzbehörden für die nachrichtendienstliche Aufklärungsar-
beit im und über das Inland zuständig. Diese Dienststellen sammeln Informationen über die 

➢ Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung oder gegen den Bestand 

und die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder durch Anwendung von 
Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepub-
lik Deutschland gefährden oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung (Art. 9 Abs. 2 

GG), insbesondere gegen das friedliche Zusammenleben der Völker, gerichtet sind, 

➢ geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde Macht (Spionageabwehr) und wertet diese aus. 
➢ Sie wirken beim Geheim- und Sabotageschutz mit (vgl. § 3 Bundesverfassungsschutzgesetz, 

1950, geändert 2016). 
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Die grundsätzliche Zuständigkeit des BfV ist gegeben bei Bestrebungen bzw. Tätigkeiten, die sich 
ganz oder teilweise gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung wenden oder im Kontext von 
Extremismus oder Terrorismus darauf gerichtet sind, Gewalt anzuwenden, Gewaltanwendung vorzube-
reiten, zu unterstützen oder zu befürworten. Grundsätzlich ist in unserem föderalistischen System der 
Verfassungsschutz Ländersache. Das heißt, die Zuständigkeit des BfV erstreckt sich darauf, dass sich 
relevante Sachverhalte über den Bereich eines Landes hinaus erstrecken, auswärtige Belange der Bun-
desrepublik Deutschland berühren oder eine Landesbehörde das BfV um ein Tätigwerden ersucht (vgl. 
§ 5 Abs. 1 BVerfSchG). Dieses kann vorkommen, wenn eine Landesbehörde beispielsweise personell 
eine größere nachrichtendienstliche Operation nicht gewährleisten kann (beispielsweise eine Observa-
tion größeren Ausmaßes). Außerdem koordiniert das BfV die Zusammenarbeit, erstellt zusammenfas-
sende Lagebilder und betreibt zentrale Informationssysteme.  
 
Die gesetzlich zugewiesenen Tätigkeitsfelder des Verfassungsschutzes sind Extremismus- und Terro-
rismusbekämpfung, Spionageabwehr, Geheim- und Sabotageschutz sowie Wirtschaftsschutz. Der Wirt-
schaftsschutz wurde dem Verfassungsschutz als neueste Aufgabe zugeteilt. Hintergrund ist, dass insbe-
sondere deutsche Unternehmen auf Grund ihres Know-hows und ihres innovativen Potentials erwiese-
nermaßen immer häufiger Ziel von Ausspähungen, insbesondere Cyberangriffen sind. Hier wirkt der 
Verfassungsschutz aktiv an einer Verhinderung derartiger Attacken mit und hilft Unternehmen, bei-
spielsweise durch Beratung und Sensibilisierung, die richtigen Maßnahmen zu ergreifen, um sich er-
folgreich zu schützen. 
 
Die meisten Informationen gewinnt der Verfassungsschutz aus offenen, allgemein zugänglichen Quel-
len und aus Gesprächen sowie mit Hilfe angeworbener Personen aus dem extremistischen Bereich (V-
Leute), außerdem durch Observation und genehmigte Brief- und Telefonüberwachung nach den ein-
schlägigen G10-Gesetzen. Diese Kommunikationsüberwachungen schließen auch E-Mail-Überwachun-
gen und Auswertungen des sonstigen Kommunikationsverkehrs über das Internet, beispielsweise Mes-
sengerdienste, mit ein. 
 
Zwischen den Landesbehörden für Verfassungsschutz und dem BfV besteht ein ständiger Austausch. 
Dieser wird zum einen auf Behördenleiterebene gewährleistet, aber auch durch regelmäßige Treffen von 
Vertretern der einzelnen Phänomenbereiche. Darüber hinaus besteht ein ständiger anlass- und sachbe-
zogener Erkenntnisaustausch. 
 
Das ursprünglich in Köln ansässige BfV wurde 1950 gegründet und verfügt mittlerweile auch über einen 
großen Amtssitz in Berlin. 
 
Darüber hinaus betreibt das BfV die Akademie für Verfassungsschutz. Hierbei handelt es sich um eine 
Aus- und Fortbildungseinrichtung, die allen Angehörigen des BfV sowie der Landesbehörden für Ver-
fassungsschutz entsprechende fachspezifische Lehrgangsangebote macht. 
 
Militärischer Abschirmdienst 
Der Militärische Abschirmdienst gehört zum Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidi-
gung und ist ein eigenständiger Teil der Bundeswehr. Mit vergleichbaren Aufgaben und Instrumenten 
wie die der Verfassungsschutzämter soll er die Streitkräfte vor Spionage, politisch motivierter Unter-
wanderung und bestimmten Straftaten schützen. Im MAD arbeiten Angehörige der Bundeswehr. Neben 
dem MAD-Amt gibt es dezentrale Stellen. 
 
Eine Neuausrichtung des MAD erfolgte aufgrund der Auslandseinsätze der Bundeswehr. Seit Mitte 
2017 können nunmehr auch Bewerber für einen Dienst in der Bundeswehr vor Eintritt sicherheitsüber-
prüft werden, um Extremisten und Islamisten von der Truppe fernzuhalten. 
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Merke:  Die Einrichtung von gemeinsamen Zentren der Sicherheitsinstitutionen führt die 

für das jeweilige Bedrohungsfeld verfügbaren und freigegebenen Informationen 
von Nachrichtendiensten und Polizeien des Bundes und der Länder zusammen. 

 

 

4.2 Institutionen der Bundesländer 
 
Die verfassungsrechtliche Ordnung sieht die Hoheit über die staatlichen Sicherheitsbehörden zu-
nächst bei den Bundesländern (Art. 30, 70 GG). Daher sind die meisten Kräfte dort zusammengefasst. 
Aufgrund der bereits erläuterten Prinzipien der Gewaltenteilung einerseits und des Trennungsgebotes 
innerhalb der Exekutive andererseits sind zu unterscheiden: die Polizeien, die Verfassungsschutzämter 
sowie die Staatsanwaltschaften der 16 Bundesländer. Dazu kommt der Bevölkerungsschutz, der inner-
halb der Länder meist auf kommunaler Ebene wahrgenommen wird (siehe Kapitel 4.3). 
 
Die politische Führung und Aufsicht dieser Behörden werden von den Innen- bzw. Justizminister/-
senatoren der Länder wahrgenommen. Eine Abstimmung zwischen den Ländern und dem Bund er-
folgt in der „Ständigen Konferenz der Innenminister der Länder (= IMK)“ und der „Konferenz der Jus-
tizministerinnen und Justizminister der Länder (= Jumiko)“. Die Geschäftsstelle der IMK ist im BMI, 
die der Jumiko wechselt zwischen den Bundesländern (vgl. https://www.justiz.nrw.de/JM/lei-
tung/jumiko/index.php). Insbesondere die IMK (Arbeitskreis II: Innere Sicherheit) nimmt bei der Fort-
schreibung der inneren Sicherheitspolitik eine Schlüsselposition ein (vgl. Pekar-Milicevic, 2016, S. 75). 
 
Neben dieser Kompetenzzuweisung zeigt sich die Bedeutung der Länder in Sicherheitsangelegenhei-
ten gegenüber dem Bund durch den weit größeren Umfang an Personal und Ressourcen in diesen Fel-
dern. Auch sind es diese Sicherheitsinstitutionen, die durch ihr Auftreten vor Ort (z. B. Verkehrskon-
trollen, Präsenz in Innenstädten) in erster Linie von der Bevölkerung wahrgenommen werden. Ihre 
Handlungen erzeugen außerdem eine große mediale Beachtung, die aufgrund der Angebote von Polizei-
Presseportalen und -mitteilungen meistens erwünscht ist, auch wenn sie bisweilen in eine „Negativbe-
richterstattung“ (Skandalisierung von polizeilichen Einsätzen) münden kann. 
 
Polizeien 
Die Polizeien der Bundesländer sind grundsätzlich in zwei Aufgabenbereiche gegliedert. Zum einen 
versehen sie Gefahrenabwehr oftmals subsidiär zu den kommunalen Dienststellen mit ordnungsrecht-
lichem Bezug. Grundlage des Handelns sind die jeweiligen Polizeigesetze der Bundesländer. Hierin 
befindet sich in allen Polizeigesetzen eine sogenannte Generalklausel als Ermessensnorm, dass die Po-
lizei die Befugnis hat, Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder die öffentliche Ordnung abzuwehren. 
Unter Gefahr im rechtlichen Sinne versteht man, dass bei ungehindertem Ablauf des Geschehens mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Schaden eintritt. Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit sind bei-
spielsweise Individualrechtsgüter wie das Leben oder die Gesundheit, aber auch das Eigentum. Droht 
ein solches Individualrechtsgut verletzt zu werden, ist die Polizei zur Gefahrenabwehr befugt. Darüber 
hinaus gehört das materiell geschriebene Recht zum Schutzgut der öffentlichen Sicherheit. Das heißt, 
verstößt jemand gegen ein Gesetz, eine Verordnung oder auch kommunale Satzung, hat die Polizei 
ebenfalls die Befugnis, derartiges Handeln zu unterbinden. Auch bei einem Verstoß gegen die öffentli-
che Ordnung, worunter man das ungeschriebene Recht wie Sitte, Moral oder Wertmaßstäbe, die sich im 
Laufe der Zeit in einer Gesellschaft etabliert haben und die für ein Zusammenleben unverzichtbar sind, 
hat die Polizei die Möglichkeit, einzugreifen. Dabei muss das Handeln der Polizei unbedingt nach dem 
im Rechtsstaatsprinzip niedergelegten Verhältnismäßigkeitsprinzip erfolgen. 
 
Zum anderen ist die Polizei für die Strafverfolgung zuständig. Hier stützt sie ihr Handeln auf die Straf-
prozessordnung. Sie handelt dabei im Auftrag bzw. nach Weisung der Staatsanwaltschaft, die die ei-
gentliche Strafverfolgungsbehörde ist, bei Vorliegen eines konkreten Verdachtes nach dem Legalitäts-
prinzip. 
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Im Zuge der sicherheitspolitischen Entwicklung haben sich die Aufgaben und Befugnisse insbesondere 
im Polizeirecht erweitert (vgl. Wehr, 2017, S. 428 ff.). Dabei spielt der Präventionsgedanke sowohl in 
Bezug auf die Gefahrenabwehr (Gefahrenvorsorge) als auch die vorbeugende Bekämpfung von Straf-
taten eine immer größere Rolle im Rahmen der polizeilichen Tätigkeit. Gefahren bzw. Straftaten sollen 
bereits vor ihrem konkreten Eintritt verhindert werden. Damit richtet sich der Blick auf die Entstehungs-
bedingungen von Risiken. Es hat sich ein „operativ-integriertes Eingriffsrecht von hoher Komplexität“ 
(Bäuerle, 2008, S. 19) herausgebildet.  
 
In Einzelbereichen, „wie z. B. dem finalen Rettungsschuss, der Videoüberwachung des öffentlichen 
Raumes, der verdachtsunabhängigen Kontrolle, des Unterbindungsgewahrsams oder im Zusammenhang 
mit der Föderalismusreform I im Versammlungsrecht“ (Frevel /Groß, 2016, S. 83) zeigen sich aber 
vielfältige Differenzen zwischen den Ländern. 
 
Die polizeilichen Aufgaben werden in unterschiedlichen Organisationsfeldern ausgeführt. Während 
die Arbeitsweise der Polizeien der Länder und des Bundes durch gemeinsame Polizeidienstvorschriften 
(PDV) wesentlich identisch ist, differieren die Strukturen der Polizei zwischen den einzelnen Ländern 
organisatorisch geringfügig, da von der Verfassung her Polizei grundsätzlich Ländersache ist. Eine erste 
Unterscheidung erfolgt zwischen Schutz- und Kriminalpolizei (vgl. Groß, 2008, S. 22). Beide arbeiten 
im sog. „polizeilichen Einzeldienst“. 
 
Die Schutzpolizei, die überwiegend im Wach- und Wechseldienst arbeitet, ist sowohl für die Gefahren-
abwehr als auch Strafverfolgung, wozu auch die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten beispielsweise im 
Straßenverkehr zählt, zuständig. Bei Straftaten treffen die Beamtinnen und Beamten meistens als erste 
Kräfte am Einsatzort ein und führen die ersten Maßnahmen zur Strafverfolgung (Sicherung von subjek-
tiven und objektiven Beweisen durch Absperrungen, Fahndungsmaßnahmen, erste Vernehmungen von 
Zeuginnen und Zeugen etc.) durch.  
 
Die Wasserschutzpolizei als Teil der Schutzpolizei wehrt Gefahren im Bereich der Schifffahrt und 
zudem auf Gewässern bzw. Wasserstraßen sowie in Häfen ab (außer in Thüringen) und verfolgt Straf-
taten in diesem Bereich. 
 
Darüber hinaus verfügt die Polizei über Einsatzhundertschaften oder Bereitschaftspolizeien. Diese 
werden regelmäßig bei Großveranstaltungen und Großereignissen (Demonstrationen, Fußballspielen) 
eingesetzt. Die Länder haben die Möglichkeit, Unterstützung aus anderen Bundesländern anzufordern, 
wenn sie absehbar mit eigenen Kräften die Lage nicht bewältigen können. Diese werden dann im Einsatz 
den jeweiligen Einsatzleitungen der Länder unterstellt. 
 
Die Kriminalpolizei ist für die Bekämpfung der Kriminalität zuständig. Ihre Aufgabe ist die Ermittlung 
und gerichtsfeste Überführung von Tätern, die eine Straftat begangen haben. Sie bedient sich dazu stan-
dardmäßiger Ermittlungsmethoden wie beispielsweise Datenrecherchen, Vernehmungen und Durchsu-
chungen. Unterstützt werden die Beamtinnen und Beamte der Kriminalpolizei durch die Kriminaltech-
nik. Sie sucht an Tatorten nach Spuren, sichert sie und wertet sie unter wissenschaftlichen Erkenntnissen 
aus, um Tätern eine Straftat nachzuweisen.  
 
Jedes Bundesland verfügt über ein Landeskriminalamt (LKA). Dieses nimmt im Rahmen der Krimi-
nalitätsbekämpfung eine Zentralfunktion in dem jeweiligen Bundesland wahr. So koordiniert es örtlich 
übergreifende Sachverhalte, stellt insbesondere in Bezug auf Meldewege das Bindeglied zwischen dem 
Land und dem BKA dar und führt im Bereich der Kriminaltechnik zentrale Auswertungsaufgaben durch. 
 
Dazu verfügen alle Länder über spezialisierte Polizeikräfte, die je nach Bundesland bei unterschiedli-
chen Polizeibehörden angesiedelt sind. Hierzu zählen beispielsweise die Hubschrauberstaffel, die Son-
dereinsatzkommandos (SEK) oder die mobilen Einsatzkommandos (MEK).  
 
Die aktuellen Entwicklungen im Bereich der Polizei sind geprägt durch Verwaltungsreformen und damit 
organisatorische Veränderungen, eine Professionalisierung in der Ausbildung von Polizisten sowie 
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durch die Einführung neuer Ausrüstung und Technologien (vgl. Lange, 2011, S. 328). Hierbei finden 
sich wiederum Unterschiede in den Bundesländern (vgl. Frevel/Groß, 2016, S. 83).  
 
Landesämter für Verfassungsschutz 
Aufgaben, Tätigkeitsfelder und Handlungsgrundsätze der 16 Landesämter für Verfassungsschutz 
sind prinzipiell mit denen des BfV vergleichbar. Es gelten die Gesetze über den Verfassungsschutz des 
Landes sowie das „Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des 
Verfassungsschutzes und über das Bundesamt für Verfassungsschutz (Bundesverfassungsschutzge-
setz)“ von 1990 (eine Übersicht bei Behörden Spiegel-Gruppe, 2016, S. 513 ff). Im Bundesverfassungs-
schutzgesetz sind für alle Ämter die gleichen Aufgaben formuliert worden. 
 
Aufgrund der aktuellen Erkenntnisse über die Arbeit der Landesämter im Zusammenhang mit der 
Mordserie der „Nationalsozialistischen Union (NSU)“ und der Terrorismusbekämpfung traten Legiti-
mationsfragen erneut auf (vgl. Gusy, 2016, S. 77). Kritikpunkte sind die fehlende Transparenz ge-
troffener Entscheidungen, die Rolle der V-Männer oder inhaltliche Prioritäten. Aus den jährlichen Be-
richten der Landesämter lassen sich entsprechende Arbeitsschwerpunkte ablesen. 
 
Institutionen im Krisenmanagement und Bevölkerungsschutz 
Obwohl die Länder für den Bevölkerungsschutz zuständig sind, führen sie diese Aufgabe nicht mit einer 
eigenen Verwaltung aus. Vielmehr sind hier die Kommunen im Zusammenwirken mit den Hilfsorgani-
sationen tätig (siehe Kap. 4.3). 
 
Die Länder beschränken sich auf die Schaffung der Rahmenbedingungen (Gesetze, Haushaltsmittel) 
und betreiben die obersten Katastrophenschutz- und Rettungsdienstbehörden (bei der Landesregierung). 
Außerdem haben die Länder eigene Ausbildungseinrichtungen (z. B. Landesfeuerwehrschulen) einge-
richtet.  
 

 
Merke:  Die Bundesländer leiten ihre Hauptkompetenz aus dem Feld der Sicherheit ab. 

Dementsprechend gibt es zahlreiche Institutionen für nachrichtendienstliche und 
polizeiliche Aufgaben. 

 

 
 

4.3 Kommunale und nichtstaatliche Institutionen 
 
Kommunale oder lokale Sicherheitspolitik sind Bezeichnungen für eine veränderte Sichtweise der 
Lokalpolitik auf die Sicherheitsvorsorge und -gewährung im regionalen und örtlichen Raum. Sie hat 
„einen erheblichen Bedeutungsgewinn erfahren, an deren Umsetzung eine Vielzahl von staatlichen und 
nicht-staatlichen Akteuren beteiligt ist“ (Eick, 2011, S. 294). Gründe liegen in der Wahrnehmung von 
tatsächlichen oder als solchen angesehenen Sicherheitsproblemen im öffentlichen Raum (siehe dazu 
Studienheft „Risiken in der globalen Gesellschaft“). So können beispielsweise „Angsträume“ frühzeitig 
durch eine entsprechende Städteplanung verhindert werden. Auch die Vernetzung der Akteure beispiels-
weise in einer Sicherheitspartnerschaft (kommunales Ordnungsamt und Polizei als Landesbehörde) sind 
Möglichkeiten, die Sicherheit einer Gemeinde auf ein höheres Niveau zu stellen. Die vermeintliche Kri-
minalitätsfurcht kann somit lokalpolitisch durch eine Reihe unterschiedlicher Maßnahmen aufgegriffen 
werden. 
 
Sicherheit ist insbesondere im kommunalen Umfeld vorrangig als Präventionsaufgabe zu sehen. Dabei 
haben die Ordnungsämter der Gemeinden die sachliche, örtliche und instanzielle Zuständigkeit der Ge-
fahrenabwehr, die sich in aller Regel aus den landesspezifischen Ordnungsbehördengesetzen ergibt. 
Sollte eine Ordnungsbehörde nicht rechtzeitig zur Stelle sein können, um die konkrete Gefahrenabwehr 
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durchzusetzen, geht die Zuständigkeit subsidiär auf die Landespolizei über. Neben dieser Gefahrenab-
wehr für Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung bestehen aber die un-
terschiedlichsten Erfordernisse auf den verschiedensten Ebenen, die unter dem Gesichtspunkt Sicherheit 
zu betrachten sind. Daran sind die verschiedensten lokalen Behörden beteiligt, z. B. in den Bereichen 
Soziales, Bildung oder Infrastruktur. Dabei werden spezifische Ordnungsstandards gesetzt (z. B. „Null-
toleranz“) und ein breites Verständnis von Sicherheit zugrunde gelegt. Andererseits werden Koopera-
tionen mit der Bürgerschaft (z. B. „community policing“, Hilfspolizei) sowie mit nichtstaatlichen und 
privaten Einrichtungen eingegangen (z. B. Sicherheitspartnerschaften, Präventivräte). 
 
Demnach spielen die staatlichen Sicherheitsinstitutionen (z. B. Landespolizei) auf örtlicher Ebene nur 
eine Rolle neben anderen Akteuren. Aufgrund der unterschiedlichsten Thematiken (z. B. Jugenddelin-
quenz, Integration von Flüchtlingen, Wohnungsnot, Einbruchsschutz) können diese Organisationen 
(z. B. Bürgerrechtler) und Gruppen hier nicht beschrieben werden. Mit Ausnahme der Polizei, der als 
einzige Behörde in diesem Umfeld die gesetzliche Aufgabe der Strafverfolgung zugeschrieben ist, steht 
bei allen anderen Stakeholdern die „Prävention und Prophylaxe im Vordergrund“ (Frevel/John, 2014, 
S. 350). 
 
Auf Grund des umfassenden Sicherheitsbegriffes der heutigen Zeit sind kommunale Behörden aber auch 
auf ganz andere Weise in die Sicherheitsprävention eingebunden. So stellt beispielsweise das Thema 
Sicherheit auch im Rahmen der Stadtentwicklung wie der Bauplanung neue Herausforderungen dar. 
Dieses kann die Vermeidung oder Entschärfung von Angsträumen sein. Auch besteht die Notwendigkeit 
durch sogenannte Ordnungspartnerschaften, an denen die Polizei und kommunale Dienststellen beteiligt 
sind, gemeinsam im Sinne einer sicheren Stadt zu agieren. 
 
Im Bereich des Rettungswesens und des Bevölkerungsschutzes ist ohnehin eine ausgeprägte Kultur 
des ehrenamtlichen Engagements durch nichtstaatliche Hilfsorganisationen vorherrschend. Diese Auf-
gabe haben kommunale Verwaltungen insbesondere aus Kostengründen an diese Hilfsorganisationen 
abgegeben. 
 
Schließlich wird Sicherheit auch als ökonomisches Gut angesehen, das auf einem staatlichen und kom-
munalen Markt angeboten wird. Deshalb werden abschließend die vertraglichen Kooperationsverhält-
nisse mit dem privaten Sicherheitsgewerbe angesprochen und auf die Rolle der Wirtschaft beim Schutz 
von öffentlich relevanten Gütern eingegangen. 
 
 

4.3.1 Kommunale Institutionen 
 
Die kommunale Ebene ist wegen der tatsächlichen oder wahrgenommenen Unsicherheiten (durch 
Kriminalität, Delinquenz oder Devianz) vor Ort trotz der gering ausgeprägten formalen sicherheitspoli-
tischen Kompetenz zu betrachten (vgl. Lange/ Frevel, 2009, S. 131). So ist es „die Verbindung von a) 
sichtbarem abweichenden Verhalten im lokalen öffentlichen Raum, b) verschlechtertem Sicherheits-
empfinden und daraus resultierenden bürgerschaftlichen Handlungserwartungen sowie c) die entfachte 
kriminalpolitische und kriminologische Diskussion um Handlungsansätze, die die Debatte um kommu-
nale Sicherheitspolitik“ fördert (ebd. S. 132). 
 
Die entsprechenden Aktivitäten der Kreise, Städte und Gemeinden werden im Rahmen der kommu-
nalen Selbstverwaltung (Art. 28 GG) ausgeübt. Daneben haben die Kommunen aber auch die Aufgabe, 
die durch Bund oder Land erlassenen Gesetze umzusetzen. Hierbei handelt es sich um sogenannte 
Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung.  
 
In der Behördenstruktur der Kommunen sind in erster Linie die sog. Ordnungsämter zuständig. Die 
Aufgaben der Ordnungsämter bestehen in der Gefahrenabwehr. In den Generalklauseln der Ordnungs-
behördengesetze heißt es grundsätzlich, dass die Ordnungsbehörden bei einer bestehenden Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit oder die öffentliche Ordnung die notwendigen Maßnahmen treffen können.  
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Unter öffentlicher Sicherheit versteht man beispielsweise Individualrechtsgüter, wie Leib, Leben, die 
Gesundheit oder das Eigentum, die öffentliche Sicherheit, umfasst aber auch das materielle Recht, das 
heißt alle geltenden Gesetze, Rechtsverordnungen oder auch kommunale Satzungen. Somit können die 
Ordnungsämter eingreifen, wenn jemand gegen geltendes Recht verstößt oder die Gefahr besteht, dass 
jemand verletzt werden oder Eigentum beschädigt werden könnte. Die Ordnungsämter orientieren sich 
bei ihrem Handeln an einem gesetzlich vorgegebenen Maßnahmenkatalog, der Maßnahmen wie bei-
spielsweise den Platzverweis oder aber die Sicherstellung von Gegenständen beinhaltet. Die Ordnungs-
behörden sind gehalten, ihre Maßnahmen nach dem Verhältnismäßigkeitsprinzip auszuwählen.  
 
Von den Ordnungsämtern zu unterscheiden ist eine Ordnungspolizei (Frankfurt/M.), in der kommunale 
Hilfspolizisten tätig sind, die allerdings eine unrühmliche Vergangenheit in der Weimarer Republik und 
im NS-System hatte (vgl. Knatz, 2003, S. 31; Banach, 2003, S. 58). Diese Aktivitäten können auch als 
Konsequenz auf die „Entkommunalisierung“ der Polizei, die Mitte der 1970er Jahre abgeschlossen 
wurde, angesehen werden (vgl. Groß, 2008, S. 22). 
 
Neben den typischen Aufgaben der Kommunen der allgemeinen Gefahrenabwehr gibt es weitere Berei-
che des besonderen Ordnungsrechtes, deren Aufgaben ebenfalls von kommunalen Behörden wahrge-
nommen werden. Solche Aufgaben sind beispielsweise das Baurecht oder auch das Ausländerrecht. 
Diese Verwaltungsbereiche weisen wie das allgemeine Ordnungsrecht präventive Züge auf, ebenso wer-
den aber auch Verstöße geahndet.  
 
 

4.3.2 Hilfsorganisationen 
 
Die Hilfsorganisationen werden ebenfalls den „Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 
(BOS)“ zugerechnet (vgl. Behörden Spiegel-Gruppe, 2016). 
 
Neben den hauptberuflichen und freiwilligen Kräften des THW und der Feuerwehr können aufgezählt 
werden: der Arbeiter-Samariter-Bund (ASB), die Deutsche-Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG), das 
Deutsche Rote Kreuz (DRK), die Johanniter-Unfallhilfe (JUH) und der Malteser-Hilfsdienst (MHD). 
Nach Schätzungen des Bundesministers des Inneren sind in diesen Institutionen ca. 1,8 Millionen Frei-
willige tätig (vgl. Lange/Endreß, 2013, S. 18). Nachfolgend wird eine knappe Übersicht über die wich-
tigsten Institutionen nach Gründungsjahr, Rechtsgrundlage, Hauptaufgaben, örtlichen Einheiten und un-
gefährem personellen Umfang gegeben (vgl. Terberl, 2015; Behörden Spiegel-Gruppe, 2016, Aktuali-
sierung durch Homepages der Organisationen): 
 

Feuerwehr 

➢ kommunale Einrichtung zur Abwehr von Gefahren für Leben, Gesundheit, Umwelt und Schä-

den durch Brände, Explosionen, Naturereignisse, Unfälle und ähnliche Ereignisse, 
➢ 102 Berufsfeuerwehren, 24.000 Freiwillige Feuerwehren, 
➢ 28.000 hauptberuflich, über 1 Mio. freiwillige aktive Mitglieder. 

 

Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) 

➢ gegründet 1988,  
➢ Zivilschutzorganisation gemäß dem Artikel 63 des Vierten Genfer Abkommens, 

➢ Hilfe bei Not- und Unglücksfällen, Wohlfahrtspflege, Gesundheitswesen, Jugend- und Famili-
enhilfe sowie Aus-, Fort-, und Weiterbildung, 

➢ 214 Rettungswachen, 205 Regional-, Kreis- und Ortsverbände, 94 Sanitätsgruppen, 59 Betreu-
ungsgruppen, 106 Schnell-Einsatzgruppen (SEG) und 42 sonstige Einheiten (z. B. Fernmelde-
züge), Rettungshunde, Wasserrettungskräfte, ABC-Abwehrkräfte, 
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➢ 37.000 hauptberuflich, 15.000 ehrenamtlich. 

 

Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) 

➢ gegründet 1913, 

➢ Zivilschutzorganisation gemäß dem Artikel 63 des Vierten Genfer Abkommens, 
➢ Wasserrettung, 
➢ 2.000 Gliederungen, ca. 100 Wasserrettungszüge, 
➢ 50.000 Personen im Wasserrettungsdienst aktiv. 

 

Deutsches Rotes Kreuz (DRK) 

➢ gegründet 1921, 
➢ Rechtssubjekt nach humanitärem Völkerrecht, 
➢ national: Katastrophenschutz und ziviler Rettungsdienst, Blutspendedienst; international: hu-

manitäre Hilfe bei bewaffneten Konflikten sowie nach Naturkatastrophen, 
➢ 4.536 Ortsverbände mit mehr als 10.000 Rotkreuzgemeinschaften, 
➢ ca. 400.000 ehrenamtliche und etwa 150.000 hauptamtliche Mitarbeiter. 

 

Johanniter-Unfall-Hilfe (JUH) 

➢ gegründet 1952, 
➢ evangelische, freiwillige Hilfsgesellschaft nach dem Artikel 26 des I. Genfer Abkommens, 
➢ Rettungswesen, Katastrophen- und Zivilschutz, Wohlfahrtswesen, Jugend- und Altenhilfe, öf-

fentliches Gesundheitswesen und Gesundheitspflege, Ausbildung, karikative Aufgaben, 

➢ rund 300 Regional-, Kreis-, und Ortsverbände, 
➢ 15.000 hauptamtliche und rund 30.000 ehrenamtliche Helfer. 

 

Malteser Hilfsdienst (MHD) 

➢ gegründet 1953, 

➢ katholische, freiwillige Hilfsorganisation nach dem Artikel 26 des I. Genfer Abkommens, 
➢ Religion, öffentliche Gesundheitspflege, Jugend- und Altenhilfe, Ausbildung, Wohlfahrtswe-

sen, Rettungswesen, Katastrophen- und Zivilschutz, Schutz von Ehe und Familie, Entwick-
lungszusammenarbeit, karikative Aufgaben, 

➢ 200 Rettungswachen, 993 Katastrophenschutzeinheiten, 
➢ 23.600 hauptamtliche und 48.700 ehrenamtliche Helfer. 

 
 

4.1.3 Kooperation mit Wirtschaftsunternehmen 
 
Es können grundsätzlich zwei Arten von Kooperationen zwischen Staat bzw. Kommunen und Wirt-
schaft unterschieden werden. Eine bezieht sich auf einen gegenseitigen Informationsaustausch, die an-
dere besteht in der Beauftragung von Unternehmen zur Übernahme von öffentlichen Sicherheitsaufga-
ben. 
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Lösung der Übungsaufgaben       LÖ 
 

1. Keine Antwortempfehlung. 
 

2. Der Begriff „polity“ befasst sich mit dem Handlungsrahmen von Politik. Hierin gibt es einen 

größeren Spielraum der Exekutive in den äußeren Angelegenheiten der Sicherheitspolitik, wäh-
rend bei den innenpolitischen Maßnahmen häufiger der Gesetzgeber mitwirkt. Grundlegende 
verfassungsrechtliche Grenzen oder Regelungen von sicherheitspolitischen Kompetenzen der 
Exekutive sind vom Bundesverfassungsgericht gezogen worden. „Politics“ beschreibt den Pro-

zess, in dem politische Entscheidungen und Maßnahmen zustande kommen. Hierbei geht es 
auch um das Ringen um Macht und Einfluss. Für die Sicherheitspolitik hat sich ein Zusammen-
spiel von Akteuren der Regierung und des Parlaments mit Akteuren des gesellschaftlichen Be-
reichs etabliert. „Policy“ beschreibt den Output der in diesem sicherheitspolitischen Prozess 
entworfenen Inhalte. Dabei handelt es sich insbesondere um völkerrechtliche Verträge mit an-

deren, Sicherheitsgesetze oder die Bildung bzw. Umbildung von Institutionen (z. B. BKA, 
BBK). 

 
3. Die wertegeleitete deutsche Sicherheitspolitik ist bündnisorientiert und kooperativ ausgelegt. 

Sie entspricht demnach eher der Theorie des Idealismus. 

 
4. Legt man Meinungsumfragen als Gradmesser für die Akzeptanz zur deutschen Sicherheitspoli-

tik zugrunde, dann stimmt die Mehrheit der Bevölkerung allen Interessen zu. Es gibt aber Vor-
behalte, wenn es erstens um die europäische Integration und zweitens um die Durchsetzung von 
Wirtschaftsinteressen mit militärischen Mitteln geht. 

 
5. Das Trennungsgebot sollte eine Konzentration von Macht innerhalb einer Sicherheitsinstitution 

verhindern. Daher soll die Bundeswehr weitgehend nur zur Wahrung der äußeren Sicherheit 
eingesetzt werden. Des Weiteren werden die Kompetenzen für Polizei und Nachrichtendienste 
geteilt. Im Zuge einer erweiterten und vernetzten Sicherheit gehen aber diese Aufgaben zuneh-
mend ineinander über. 

 
6. Kooperationen gibt es im Bereich von Information und Beratung (z. B. „Initiative Wirtschafts-

schutz“) und durch die Übernahme von öffentlichen Aufgaben durch Sicherheitsdienstleister. 

 
7. Deutschland handelt werteorientiert auf der Grundlage eines normativen Multilateralismus, der 

sowohl Ziel als auch Methode der Außen- und Sicherheitspolitik darstellt. Daher unterwirft sich 
Deutschland dem Völkerrecht und fördert das multilaterale System der Vereinten Nationen. 

 
8. Anspruch: Gewaltverbot, Konfliktbeilegung, Wahrung der Menschenrechte; Wirklichkeit in 

Syrien (2016): Sicherheitsrat fasst keinen Beschluss wg. der Vetos von Russland und China. 

 
9. Das BKA als zuständige nationale Zentralbehörde darf aufgrund § 14 Bundeskriminalamtgesetz 

(ab 2018: § 27) im internationalen Bereich mit ausländischen Behörden zusammenarbeiten. Die 
rechtstaatlichen Prinzipien werden gewahrt. 
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